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Ergebnisprotokoll 

Das Forum hat sich mit den in vielen Städten zum Teil deutlich zu hohen Stickoxid- 

Emissionen (NOx) und auch dem erheblichen Vertrauensverlust von Teilen der 

Automobilindustrie beschäftigt. Beides erfordert umfassende Anstrengungen. 

Bund und Länder haben ihre Anforderungen und Maßnahmen in einer gemeinsamen 

Erklärung zum Nationalen Forum Diesel definiert, um zu einem wirksamen Beitrag zu einer 

raschen und nachhaltigen Reduktion der NOx-Emissionen und zum Gesundheits- und 

Verbraucherschutz der Bürgerinnen und Bürger zu kommen. 

Gemeinsames Ziel von Bund, Ländern und Automobilindustrie ist es, eine nachhaltige 

Mobilität zu sichern, pauschale Fahrverbote zu vermeiden, Beschäftigung und 

Verbraucherschutzrechte zu sichern. 

Gemeinsam haben sich Bund, Länder und Automobilindustrie auf folgende Maßnahmen 

verständigt: 

Die deutsche Automobilindustrie wird bei ca. 5,3 Millionen der in Deutschland aktuell 

zugelassenen Diesel-PKW in den Schadstoffklassen Euro 5 und 6 die NOx-Emissionen dieser 

Fahrzeuge um durchschnittlich 25-30 Prozent, auf Basis der Freigabe durch das KBA und der 

erreichbaren Fahrzeuge, bis zum Jahresende 2018 reduzieren. Die Kosten für diese 

Nachrüstung werden von den Fahrzeugherstellern getragen. Diese Maßnahmen dürfen zu 

keinem Anstieg der CO2-Emissionen führen. 

Um den Wechsel von Dieselfahrzeugen älterer Standards als Euro 5 auf Fahrzeuge mit 

modernster Abgasnachbehandlung oder E-Fahrzeuge zu beschleunigen, haben die drei 

deutschen Automobilhersteller verbindlich zugesagt, eigenfinanzierte Anreize (z.B. 

„Umstiegsprämien“) kurzfristig zu schaffen.  

Die internationalen Wettbewerber der deutschen Automobilunternehmen sind dringend 

aufgefordert, mit vergleichbaren Maßnahmen ihren Beitrag zur Schadstoffminderung und 

damit für den Gesundheits- und Klimaschutz zu leisten. 

Bund und Automobilindustrie werden gemeinsam einen Fonds „Nachhaltige Mobilität für die 

Stadt“ auflegen. Die drei deutschen Automobilhersteller werden sich entsprechend ihrer 

Marktanteile am Industrieanteil des Fonds beteiligen. 

 

Dies sind erste wichtige Schritte, von deren Wirksamkeit abhängt, ob gegebenenfalls weitere 

Maßnahmen erforderlich sind. 
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